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Antwort

 

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Maritta Böttcher, Heidemarie Lüth
und der Fraktion der PDS
– Drucksache 14/2634 –

Aufstiegsfortbildung zur Staatlich geprüften Technikerin bzw. zum Staatlich
geprüften Techniker und Existenzgründungen

 

Die Ausbildung zur Staatlich geprüften T echnikerin bzw. zum Staatlich ge-
prüften Techniker ist eine Aufstiegsfortbildung für Facharbeiter und Gesellen,
die einen anerkannten Ausbildungsberuf abgeschlossen haben und eine mehr -
jährige Praxis in dem ausgeübten Beruf vorweisen können. Die Versagung des
Zugangs zum Handwerk für so qualifizierte Fachleute behindert Existenz
gründungen und verschenkt Arbeitsplatz- und Ausbildungspotenziale.

1. Trifft es zu, dass Staatlich geprüfte Techniker, die nach ihrem viersemestri-
gen Studium von der beruflichen Qualifikation her zwischen dem Han
werksmeister und dem Diplomingenieur angesiedelt sind, keine Möglich-
keiten haben, einen Handwerksbetrieb in ihrem Ausbildungsberuf zu
eröffnen?

 

Für Staatlich geprüften T echniker bestehen folgende Möglichkeiten, einen
Handwerksbetrieb zu eröffnen:
Abschlussprüfungen an deutschen staatlichen oder staatlich anerkannten T ech-
nikerschulen werden nach § 46 Abs. 3 Handwerksordnung (HwO) bei der
Meisterprüfung für Handwerke anerkannt. Prüf inge, die keine Meisterprüfung
in einem anderen Handwerk, aber eine andere deutsche staatliche oder staatlich
anerkannte Prüfung mit Erfolg abgelegt haben, sind nach § 46 Abs. 3 Satz 3
HwO durch den Meisterprüfungsausschuss von einzelnen T eilen der Meister -
prüfung zu befreien, wenn bei den Prüfungen mindestens die gleichen Anforde-
rungen gestellt werden wie in der Meisterprüfung. Dies gilt auch für Prüfungen
zum Staatlich geprüften T echniker. Aufgrund der Ermächtigung des § 46
Abs. 3 Satz 6 (bisher Satz 3) ist durch „Verordnung über die Anerkennung von
Prüfungen bei der Eintragung in die Handwerksrolle und bei der Ablegung der
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Meisterprüfung“ vom 2. November 1982 (BGBl. I S. 1475) geregelt, dass nach
Maßgabe der V erordnung Befreiungen von T eil II (Fachtheorie) zu erteilen
sind.
Die Handwerke, deren Arbeitsgebiet der jeweiligen Fachrichtung der Prüfung
an einer Technikerschule entspricht, sind in einer Anlage zu der Verordnung ge-
regelt.
Allerdings ist der Kreis der Prüfungen, die nach heutigem Rechtsverständnis in
die Verordnung einzubeziehen wären, sehr viel größer als in der V erordnung
aufgeführt. Es gibt eine erhebliche Zahl von Prüfungen, die in der einschlägi-
gen Rechtsverordnung nicht berücksichtigt sind. Dies ist, so die Begründung
zur Handwerksnovelle 1994 [Drucksache 12/5918 zu Nummer 20 (§ 46)
Buchstabe d], im V erordnungswege, bei dem abstrakte Regelungen für eine
Vielzahl von möglichen Einzelfällen (d. h. unabhängig davon, ob überhaupt ein
Bedarf besteht) zu treffen sind, nicht mehr zu leisten. Die Verordnungsermäch-
tigung des bisherigen § 46 Abs. 3 Satz 3 HwO wurde daher durch die Hand-
werksnovelle 1994 in eine „Kann-Ermächtigung“ (jetzt § 46 Abs. 3 Satz 6
HwO) umgewandelt. Gleichzeitig wurde in § 46 Abs. 3 Satz 4 die Möglichkeit
geschaffen, dass im konkreten Einzelfall die Entscheidung über die Entspre-
chung von Technikerprüfungen mit Meisterprüfungen und folgeweise die An-
erkennung als T eil II der Meisterprüfung im V erwaltungsverfahren durch den
Meisterprüfungsausschuss der Handwerkskammer getroffen wird. Dies ermög-
licht auch eine schnellere Reaktion auf Änderungen. Eine Aktualisierung der
Entsprechungen durch Rechtsverordnung wurde deshalb nicht für erforderlich
erachtet.
Die Verordnung ist nicht nur hinsichtlich der T echnikerprüfungen, sondern
auch insoweit nicht mehr in allen Punkten aktuell, als durch die Handwerks-
novelle 1998 die Aufzählung der Handwerke der Anlage A in erheblichem Um-
fang geändert worden ist. Dass die Auf istungen und Entsprechungen in der
Verordnung in Teilen heute nicht mehr zutreffen, führt nach Auskunft des Bun-
desverbands Staatlich geprüfter Techniker e. V., Königswinter, zu Problemen in
der Praxis, weil in immer wieder vorkommenden Fällen Meisterprüfungsaus-
schüsse mit Blick auf den W ortlaut der V erordnung eine Anerkennung der
durch die T echnikerprüfung belegten fachtheoretischen Kenntnisse bei der
Meisterprüfung im Handwerk ablehnen. In Fällen, in denen Prüf inge meinen,
dass die staatlichen Meisterprüfungsausschüsse ihre Zuständigkeit für die Prü-
fung, ob in der Technikerprüfung mindestens gleichwertige Anforderungen ge-
stellt werden wie in der Meisterprüfung, nicht ausschöpfen und die Befreiung
von T eil II der Meisterprüfung ablehnen, sollten Prüf inge die Länderwirt-
schaftsministerien befassen oder sonst geeignete rechtliche Schritte ergreifen.
Rechtlich besteht auch die Möglichkeit, dass Staatlich geprüfte T echniker eine
Ausnahmebewilligung nach § 8 HwO erhalten können. In der Praxis scheitere
jedoch nach Mitteilung des V erbandes die Erteilung einer Ausnahmebewilli-
gung in der Regel bereits daran, dass die Absolventen ihre T echnikerprüfung
im Alter zwischen 25 und 30 Jahren ablegen und ein „Ausnahmefall“ abgelehnt
wird, weil in diesem Alter die Meisterprüfung noch zumutbar sei, so dass sich
die weitere Frage der Anerkennung fachtheoretischer Kenntnisse im Ausnah-
mebewilligungsverfahren nicht stelle. Unberührt hiervon bleibt jedoch, dass je
nach Einzelfall die Ablegung der Meisterprüfung aus sonstigen Gründen unzu-
mutbar sein kann und Staatlich geprüften T echnikern dann der Nachweis der
theoretischen Kenntnisse zu erlassen ist.
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2. Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Staatlich geprüften Techni-
ker in die Regelung des § 1 der V erordnung über die Anerkennung von
Prüfungen bei der Eintragung in die Handwerksrolle und bei der Ablegung
der Meisterprüfung im Handwerk vom 2. November 1982 (BGBl. I
S. 1475) einzubeziehen, zumal die Zugangsvoraussetzungen für das T ech-
nikerstudium abgeschlossene Berufsausbildung und berufliche Praxis um
fassen?

Wenn nein, warum nicht?

Wenn ja, wann ist mit einer Änderung der Verordnung zu rechnen?

 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie prüft, wie für Staatlich
geprüfte Techniker Erleichterungen für die selbständige Ausübung eines Hand-
werks geschaf fen werden können. In die Überlegungen wird auch der V or-
schlag einer unmittelbaren Eintragung in die Handwerksrolle unter den bereits
für Inhaber von Diplom- und Abschlussprüfungen an deutschen Hochschulen
geltenden Voraussetzungen einbezogen.

 

3. Wie schätzt die Bundesregierung die Notwendigkeit ein, Existenzgründun-
gen aus diesem Personenkreis zu befördern angesichts der T atsache, dass
Handwerker aus anderen EU-Staaten in der Bundesrepublik Deutschland
selbständig tätig sein können?

 

Im Rahmen der Umsetzung der Koalitionsvereinbarung prüft die Bundesregie-
rung alle Möglichkeiten, den Zugang zur selbständigen Ausübung eines Hand-
werks zu erleichtern. Der große Befähigungsnachweis soll hierbei nicht in
Frage gestellt werden. Ein Zusammenhang mit den als „Inländerdiskriminie-
rung“ vielfach kritisierten Möglichkeiten für EU/EWR-Angehörige, unter er-
leichterten Bedingungen in der Bundesrepublik Deutschland ein Handwerk
ausüben zu können, besteht nicht. Jedoch soll mit der Handwerksnovelle zur
Umsetzung der Koalitionsvereinbarung die Bestandsfestigkeit des großen Be-
fähigungsnachweises auch in einem engen zusammenwachsenden Europa mit
anderen Handwerksstrukturen erhöht werden.
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